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Mit der Strom-Einigkeit ist es vorbei
DerBeschleunigungserlass soll die Energiewende vorantreiben. EinVorschlag des FDP-Präsidenten ruft aberGegner auf denPlan.

Benjamin Rosch

Der Frust beim WWF sitzt tief.
358’000 Franken hat die Um-
weltorganisation vergangenen
Frühling aufgewendet, um den
Abstimmungskampf für das
Stromgesetz zu gewinnen. Was
souverän gelang: Rund 70 Pro-
zentderStimmbevölkerungsag-
te Ja zum Ausbau der Erneuer-
baren. Ein Pyrrhussieg für den
WWF,wie sichdreiMonate spä-
ter herausstellen soll. Denn just
dieses klare Resultat dient bür-
gerlichenKräften imParlament
als Argument, den Umwelt-
schutz zu schwächen.

VergangenenFreitagbehan-
delte die Umweltkommission
desStänderatsdensogenannten
Beschleunigungserlass. Dieser
will denBaugrosserEnergiean-
lagen vorantreiben, indem er
deren Bewilligungsverfahren
konzentriert. Die Idee stammt
nochausderZeit, als Simonetta
SommarugaalsEnergieministe-
rin amtete. Ein «Befreiungs-
schlag»sollte eswerden,umdas
lange Warten auf grosse Kraft-
werke drastisch zu reduzieren –
unddies, «ohneAbstrichebeim
Natur-,Umwelt- undDenkmal-
schutz zumachen».

«Mehr als genug
Legitimität»
Der letzte Zusatz hat die Bera-
tungdesGeschäfts inderstände-
rätlichen Umweltkommission
(Urek) nicht überlebt. Mit 7 zu 3
Stimmen bei einer Enthaltung
steht die Urek hinter dem
Vorschlag von FDP-Präsident
ThierryBurkart,dasVerbandsbe-
schwerderecht bei den grössten
WasserkraftprojektendesLandes
zu streichen. Diese 16 Projekte

bildeten den Kern des Stromge-
setzes.StefanBatzli istGeschäfts-
führer des Wirtschaftsverbands
aeesuisse und leitete damals die
Kampagne für das Stromgesetz.
Er istüberzeugt,dassderhoheJa-
Anteil«mehralsgenugLegitimi-
tät» bedeutet für den Vorschlag
der Urek-S. Natürlich berühre
auch diese Vorlage wieder viele
Einzelinteressen.«Entsprechend
sindunheiligeAllianzendenkbar
und möglich», sagt Batzli. «Wir
müssen das aushalten und falls
nötigwieder ineineAbstimmung
gehen.»

Batzli weiss: Widerstand
wirdkommen.Bereits langevor

derAbstimmungstand fest, dass
nicht nur Umweltverbände wie
Aquaviva oder die Stiftung
Landschaftsschutz den 16 Pro-
jekten kritisch gegenüberste-
hen.BeschwerdenundEinspra-
chen, wo möglich, sind pro-
grammiert oder bereits ein-
gegeben.

Auch von anderer Seite
drohtGefahr:Windkraftgegner
machenbereits jetzt Stimmung
gegen den Beschleunigungser-
lass, Gemeinden fürchten zu-
dem um ihren Einfluss bei
Standortdiskussionen grosser
Kraftwerke. Und auch die SVP
hat zuletzt sämtliche Vorlagen

zum Ausbau der Erneuerbaren
bekämpft. Der WWF, der die
16 Wasserkraftprojekte grund-
sätzlich befürwortet, hält die
Beschleunigungsvorlage nach
denEntscheidendes Ständerats
für akut absturzgefährdet.Noch
im Abstimmungsbüchlein vor
dreiMonatenhabedieZusiche-
rung gegolten, dass die Be-
schwerdemöglichkeiten von
Privaten und Verbänden be-
stehen blieben. «Nun schiesst
eine Mehrheit der Urek-S über
das Ziel hinaus», heisst es in
einerMedienmitteilungderOr-
ganisation.

Es ist der Zusammenprall
von zwei empfundenen Wahr-
heiten: Da die Befürworter der
Erneuerbaren, die teils Jahr-
zehnte auf Kraftwerke warten
müssen. Und dort die Natur-
schützer, die im Parlament in
hoher Kadenz Entscheide zum
AusbauvonEnergieanlagenbe-
obachten. Das gefährdet die
gegenseitige Kompromissbe-
reitschaft, wie sie das Stromge-
setz insZiel getragenhat. Bleibt
die Vorlage so bestehen, ist die
Frage unter Grünen undNatur-
schutzorganisationen weniger,
ob, sondern durch wen das Re-
ferendumergriffenwerden soll.
Das zeigen Gespräche mit ver-
schiedenen Meinungsführern
im ökologischen Block.

Die Grünen haben dabei
einenerfolgreichenTestlaufvor-
zuweisen: Vor rund einem Jahr
lehntedieWalliserStimmbevöl-
kerungdieUmsetzungdesSolar-
expressesab,dendasParlament
zuvor binnen einer Session
hyperventilierthatte.Geschadet
hat es den Grünen nicht: In den
Kommunalwahlen von vergan-
genemWochenende konnte die

Partei die meisten Sitze halten,
die sie2020 indergrünenWelle
dazugewonnen hatte.

Braucht vielleicht «eine
weniger radikale Lösung»
Einer schickt sichan, imdrohen-
den Konflikt zu vermitteln. Ro-
gerNordmann, der profiliertes-
teEnergiepolitiker der SP, hatte
sich unlängst gegenüber dieser
Zeitung noch positiv über die
Pläne Burkarts geäussert. Das
Verschleppenvon Investitionen
durch Beschwerden nannte er
«rechtsmissbräuchlich». Soklar
positionieren mag sich Nord-
mann nicht mehr. Auch er hat
gemerkt, dassdieLust amRefe-
rendum gegen die Beschleuni-
gungsvorlage wächst. Nicht zu-
letzt in der eigenen Partei: Die
SP hatte vergangenen Freitag
denVorschlagderUmweltkom-
mission harsch kritisiert. Auf X
schrieb sie: «Diese Entschei-
dung tritt unsere demokrati-
schen Prozessemit Füssen.»

«DieseRekursebringenwe-
nigMehrwert, ausserZeitverzö-
gerung und Detailveränderun-
gen. Aber vielleicht braucht es
eine weniger radikale Lösung,
um die Akzeptanz der Vorlage
nicht zugefährden», sagtNord-
mann.

Möglich sei etwa, das Ver-
bandsbeschwerderecht nicht
komplett auszuhebeln, sondern
aufeine Instanzzubeschränken.
Ob das beide Seiten rechtzeitig
besänftigt, bleibt abzuwarten.
Aktuell scheint es gut möglich,
dassNaturschutzorganisationen
wieder Geld in die Hand neh-
men, um einen Abstimmungs-
kampf zu führen – womöglich
sogar gegen die einstigen Ver-
bündeten beim Stromgesetz.

Das Medizinstudium soll viermal günstiger sein
Laut der Vereinigung der SchweizerMedizinstudierenden hat die Politik bishermit falschen Zahlen geplant.

SimonMaurer

In den letzten Wochen wurde
viel gestritten ums Medizinstu-
dium in der Schweiz. Das Par-
lament stimmte entgegen der
Empfehlung des Bundesrats
einerMotiondesWalliserMitte-
Nationalrats Benjamin Roduit
zu, die forderte, dass die Auf-
nahmeprüfung fürs Studiumab-
geschafft und die Zahl der Stu-
dienplätze erhöht wird. Der
Bundesrat muss nun eine
Lösung präsentieren, wie die
Motionumgesetztwerden soll –
obwohl er zuvor vor den Mehr-
kosten einer Erhöhung der
Studienplätze in der Schweiz
warnte.

Mitten in der aufgeheizten
Debattepräsentiert derVerband
der Schweizer Medizinstudie-
rendenswimsanuneineüberra-
schende Analyse: Die Zahlen,
mit denen die Politik bisher
rechnete, seien falsch.Denndie
Consulting-Firma, die im Auf-
trag der Hochschul- und Ge-
sundheitsdirektoren-Konferenz
dieKosten fürsMedizinstudium
analysiere, habe zwei wichtige
Zahlen vermischt.

Laut der ursprünglichen Er-
hebung der Firma Res Publica
Consulting AG kostet die Aus-
bildung eines Mediziners den
Staat pro Jahr insgesamt
120’000 Franken. Die Analyse
des Schweizer Medizinstuden-
tenverbandes zeigt nun aber,
dass indieseZahl auchdasGeld
für diemedizinische Forschung
an den Universitäten mitein-
gerechnet ist. Die Ausbildung
eines Medizinstudierenden al-
lein koste effektiv nur 30’000
Franken, die restlichen90’000
seien für die medizinische For-
schung eingeplant.

Nur 30’000 statt 120’000
Franken pro Jahr
«Das Ganze beruht auf einem
Missverständnis», erklärt Marc
Reynaud de la Jara vom Medi-
zinstudierendenverband swim-
sa. Denn die 120’000 Franken
habemanursprünglichbenutzt,
umzubestimmen,wie vielGeld
einKantonohneUniversitätden
Universitätskantonen für seine
auswärts studierendenMedizin-
studenten bezahlen müsse.
«Doch der Studienplatz allein
ohne mitfinanzierte Forschung

kostet nur 30’000 Franken»,
sagt Reynaud de la Jara.

Dazukomme,dassMedizin-
studierende im kompletten
5. Studienjahr und bei Praktika
während des Studiums in den
Spitälern sehr viel unbezahlte
Arbeit leistenwürden,die indie-
senZahlengarnichtberücksich-
tigt werde.

Der Lausanner Student är-
gert sich, dassdiePolitikmit fal-
schenZahlen rechneundsichzu
Unrecht vor höheren Mehrkos-
ten fürchte.«Medizinstudieren-
de sind gar nicht dieser Spezial-
fall, wie oft behauptetwird.Wir
kosten ähnlich viel wie andere
Studienrichtungen. Eine Erhö-
hung der Studienplätze ist viel
günstigermöglich, als vonvielen
behauptet wird», ist Marc Rey-
naud de la Jara überzeugt. Der
Verband habe seine Rechnung
mitdemBundesamt fürStatistik
abgeglichen,unddorthabeman
die Rechnung der Medizinstu-
dierenden bestätigt.

Das sind brisante Nachrich-
ten vor dem Hintergrund, dass
nur jedervierteneuzugelassene
Arzt seinStudiuminderSchweiz
abgeschlossen hat. Drei Viertel

aller Ärzte, die hierzulande neu
zu arbeiten beginnen, stammen
aktuell aus demAusland.

Nationalrat Benjamin Rod-
uit vonderMitte fordertdeshalb
nun,dass sichdieverschiedenen
AkteuredesGesundheitswesens
zusammensetzen:«Dernächste
Schritt muss ein runder Tisch
sein, an dem die Eidgenössi-
schen Departemente für Wirt-
schaft undGesundheit, dieKan-
tone, dieFMHundSwissuniver-
sities teilnehmen.»

Verband fordert vom
Bundesrat Massnahmen
DerGesundheitspolitikerfindet
auch, dass eine alleinige Erhö-
hung der Studienplätze nicht
ausreicht, um das Problem des
Ärztemangels zu lösen. «Die
grosseHerausforderungbesteht
nicht darin, mehr Plätze an den
Universitäten oder Praktika be-
reitzustellen. Es ist das Ausbil-
dungsmodell, das überarbeitet
werdenmuss.»

Roduit denkt dabei an eine
Änderung, die zu mehr prakti-
scherAusbildung zuBeginndes
Studiums führt – und an eine
ÄnderungdesAuswahlmodells,

alsokonkret andieAbschaffung
desNumerus clausus, diewegen
seinerMotionkürzlichbeschlos-
senwurde.Letzteres ist auchein
Vorschlag,der inderÄrzteschaft
auf offene Ohren stösst. Der
Dachverband der Schweizer
ÄrzteFMHspricht sich seit eini-
ger Zeit nämlich nichtmehr für
den Numerus clausus aus, son-
dern für ein zweistufiges Aus-
wahlverfahrenmit grössererBe-
rücksichtigungvonsozialenFer-
tigkeiten.

UnabhängigvomSelektions-
modus für rund4000Maturan-
den, die sich jedes Jahr für ein
Medizinstudium inder Schweiz
bewerben, ist sichdieMehrzahl
der Akteure aber zumindest in
einem Punkt einig. Es brauche
zuerst einmaleineErhöhungder
Anzahl Studienplätze. Der Ver-
bandderMedizinstudierenden,
welcherdie aktuelleDiskussion
angestossen hat, schreibt: «Es
ist an der Zeit, das Missver-
ständnis um die Kosten zu kor-
rigieren.Angesichtsdes steigen-
den Bedarfs an Ärztinnen und
Ärzten ist es vonentscheidender
Bedeutung, die Zahl der Medi-
zinstudienplätze zu erhöhen.»

Der Ausbau der Erneuerbaren geht wahlweise schleppend oder zu schnell voran: Grossbaustelle an der
Grimsel. Bild: Gaëtan Bally/Keystone

Präsident des
Tierschutz tritt ab
Turbulenzen Nunalsodoch:Der
Tessiner Piero Mazzoleni tritt
perMärz 2025 als Präsident des
Schweizer Tierschutz STS zu-
rück. Der Rechtsanwalt war im
Januar an einer turbulentenDe-
legiertenversammlung interi-
mistisch gewählt worden und
«vergass», eine Findungskom-
mission für seine Nachfolge
einzusetzen, wie diese Zeitung
berichtete. Mazzoleni habe
wichtigeWeichenstellungenbei
der Reform der Organisation
«massgeblich mitgeprägt», wie
der STS schreibt. Der Zentral-
vorstandhabebeschlossen, eine
Findungskommission für die
Nachfolgeeinzusetzen.Dieneue
PräsidentinoderderneuePräsi-
dent soll Mitte März an einer
ausserordentlichenDelegierten-
versammlung gewählt werden.

Die Organisation hat eine
turbulenteZeit hinter sich.Maz-
zolenis Vorgängerin Nicole
Ruch war nach heftiger Kritik
abgewählt worden. Es ging da-
bei unter anderemumhorrende
Spesenbezüge und dubiose Im-
mobiliengeschäfte. Gegen den
gesamtenehemaligenVorstand
läuft eine Strafuntersuchung.
Inzwischen wurden Reformen
eingeleitet. (chm)

Die SP auf X

«Diese
Entscheidung
tritt unsere
demokratischen
Prozessemit
Füssen.»


